
SolarparkinSoppensoll
deutlichkleinerwerden

.Käbschütztal
Die Fläche verringert sich
durch die Nähe zur
Autobahn und zu
Windkraftanlagen.

Der von der bayerischen Firma So-
larls geplante Solarpark in Soppen
soll deutlich kleiner werden als ur-
sprünglich vorgesehen. Statt der
geplanten 17 Hektar sollen nun nur
noch auf einer Fläche von etwa
zehn Hektar Solarmodule zur Ener-
giegewinnung aufgestellt werden.
Dies habe eine erste Prüfung erge-
ben, sagte Nicole Borgwardt von
der Gemeindeverwaltung Käb-
schütztal. Durch die Nähe zur A'Uto-
bahn und zu Windkraftanlagen sei
die Flächegeschrumpft.

Bei Steuer geirrt
Dabei kann die Gemeinde wohl
auch die versprochenen Gewerbe-
steuereinnahmen in den Wind
schreiben. Ein Vertreter der Firma
hatte von jährlich 500 000 Euro ge-
sprochen, diese Zahl dann aber im
Nachhinein als "Irrtum" bezeich-
net und auf 50 000 bis 60 000 Euro
korrigiert. Bei entsprechend weni-
ger Fläche wird sich auch die zu er-
wartende Gewerbesteuer entspre-
chend verringern.

Doch nicht nur deshalb ist der So-
larpark umstritten. Man möge
doch die Bedenken der Bürger mit
berücksichtigen, regte Gemeinde-

Solaranlagen, die auf Ackerböden
entstehen, sind umstritten. Doch
die Gemeinden können derartige
Anlagen nicht verhindern.

rat Dieter Buhlig (Ländliche Wäh-
lervereinigung) an. "Es werden
wertvolle Ackerböden zweckent-
fremdet, und die Betreiber reden
das noch schön", sagte er.

Offenen Protest gegen eine weite-
re Solaranlage in Kaisitzgibt es von
dortigen Einwohnern. Die Größe
der dortigen Anlage solle im Gegen-
satz zur bisherigen Planung ver-
fünffacht werden. "Diese bisher un-
genehmigten massiven Verände-
rungen haben schwerwiegende Fol-
gen für die Bevölkerung von Kai-
sitz", schreiben sie in einem Brief
an die Gemeinde. Sie fürchten
Blendwirkung und den Verlust
wertvollen Ackerbodens. Es seien
genügend Dachflächen vorhanden,
um Solaranlagen aufzustellen, so
ihr Argument. Der Architekt de-
mentiert, dass die Anlage deutlich
größer werde als geplant.

Auch Gemeinderat Jens Langer
(CDU) betont, man könne sich
nicht der Gewinnung alternativer
Energien verschließen. Er bezwei-
felt jedoch die Sinnhaftigkeit sol-
cher Anlagen. Es werde sehr viel
Energie verbraucht, um die Module
herzustellen. "Um diese Energie
mit Solaranlagen zu erzeugen,
braucht es etliche Jahre", sagte er.

Eigentümer entscheidet selbst
Argumente, die Bürgermeister Uwe
Klingor (CDU)nicht gelten lässt. "Je-
der Eigentümer kann selbst ent-
scheiden, was er mit seinen flä-
chen macht. Wenn er sie für Solar-
anlagen verkauft oder verpachtet,
können wir das nicht verhindern."
Es sei auch nicht Aufgabe des Ge-
meinderates, darüber zu befinden,
ob der Betreiber einer Solaranlage
damit Gewinn mache oder nicht.
Die Gemeinde sei nicht die Geneh-
migungsbehörde. Wenn ein ent-
sprechender Bauantrag gestellt und
dieser vom Landratsamt genehmigt
würde, könne derjenige auch ohne
Einvernehmen der Gemeinde bau-
en, so der Bürgermeister. Der
Standort der Anlage in Kaisitz soll
jetzt nach Osten verkürzt und nach
Westen verlängert werden, um den
Wünschen der Anwohner entge-
genzukommen. Jürgen Müller


